Breslau 


Biertelfähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
Inſertionsgebühr für den Raum einer 


Porto 2 Thi. 111% Sgr. 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 416. Mittag - Ausgabe, 


et 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Telegraphiſche Depeſchen. 

Paris, 5. Sept., Abends. Die „Preſſe“ meldet, daß in 
meh reren Städten auf Sicilien Unruhen ausgebrochen ſeien. 
In Spezzia hat eine Emente begonnen. Zwei Kriegsſchiffe, 
welche vor Barignano Poſition nahmen, machten den Zuſam⸗ 
menrottungen ein Ende. 

Meſſina, 4. Sept. Zwiſchen den Truppen und mehre⸗ 
ren Garibaldianiſchen Calonnen hat ein Kampf ſtattgefunden. 
Die Banden wurden überall geſchlagen und die Anführer ge⸗ 
fangen genommen. 

Trieſt, 4. Sept. Aus Athen eingetroffene Berichte vom 30. v. M. 
melden, daß der engliſche Geſandte in einer der griechiſchen Regierung 
übergebenen Note dieſelbe für ihre Reformbemühungen und für die 
Wiederherſtellung der Ordnung belobt, gleichzeitig aber auch erklärt, 
daß England jedem angreifenden Schritte gegen die Türkei ſich wider⸗ 
ſetzen werde. 

London, 5. Sept. Mit dem „Nova Scotian“ eingetroffene 
Berichte aus New⸗York vom 27. v. Mts. melden, daß 15,000 Eon: 
föderirte in Kentucky eingefallen ſeien. Der unioniſtiſche General Mor- 
gan hatte ein Corps der Conföderirten bei Cumberland Cap zurück⸗ 
geworfen. Die Indianer von Minneſota ſind im Aufſtande. In den 
Nordſtaaten werden die Werbungen lebhaft betrieben. Präſident Lin⸗ 
coln ſoll erklärt haben, daß er die Aufrechterhaltung der Union wolle; 
man möge die Sklaverei abſchaffen, oder zum Theil oder ganz bei⸗— 
ei wenn nur durch eines dieſer Mittel die Union erhalten wer: 
en konne. 


Kaſſel, 5. Sept. Ein durch das „Geſetzblatt“ veröffentlichtes 
Miniſterial⸗Ausſchreiben vom heutigen Tage überträgt die nach der Ges 
ſchäftsordnung der Ständeverſammlung vom 20. Juli 1848 dem blei⸗ 
benden Ständeausſchuſſe zugewieſenen Wahlprüſungen der Landtags⸗ 
Commiſſion, in Vereinigung mit drei bis fünf von dieſer zu beſtim⸗ 
menden Abeordneten. 

Weimar, 5. Sept. Heute bielt der deutſche Handwerkertag 
ſeine erſte Sitzung, an welcher 202 Mitglieder theilgenommen; in der⸗ 
ſelben wurde nur der Beſchluß gefaßt, alle deutſchen Handwerker in 
einen deutſchen Handwerkerbund zu vereinigen. Morgen ſoll die Or⸗ 
ganiſation des Handwerkertages ſtattfinden. 

Turin, 3. Sept. Mancini, Crispi und Ferrari haben ſich Garibaldi 
als Vertbeidiger angeboten. 

Levantiniſche Poſt.] Konſtantinopel, 30. Aug. Das „Journal 
de Conſtantinople“ bringt einen ausführlichen Bericht über die (übrigens 
von keiner Seite bisher noch beſtätigte) Einnahme von Cettinje. Die ſer⸗ 
biſche Conferenz ſollte am 27. d. M. die letzte Sitzung halten. In der am 
25. abgehaltenen wurde beſchloſſen, die ſerbiſchen Feſtungen, mit Ausnahme 
von Sokol und Duſchitza, ſollen türkiſche Garniſonen behalten. Die Feſtung 


Belgrad wird von der ſerbiſchen Stadt iſolirt, die türkiſchen Häuſer nieder: 


und der Grund dem Feſtungsrayon einverleibt. Die exproprürten 
19 75 che auswandern, werden entschädigt, die yurndbleibenden unter 
ſerbiſche Jurisdiction geſtellt. 

Diviſions⸗General Khaled Paſcha wurde zum Commandanten der zwiſchen 
Sopbia und Niſch ſtationirten Truppen ernannt. Die piemonteſiſchen Prin⸗ 
zen ſollten am 29. abreiſen. Der Sultan gab ihnen am 28. ein Dejeuner 
und verlieh ihnen den Osmanie⸗Orden. Armeniſche Bewohner von Zeilun 
haben das türkiſche Dorf Ketman zerſtört. a 

Teheran, 2. Aug Der Schah ſchickte den Prinzen Murad mit 4000 
bis 5000 Mann von Meſched an die Grenze und will ein ſtarkes Occupa⸗ 
kHlonsCorps concentriren. Er wird wahrſcheinlich neutral bleiben, wenn Doſt 

ohammed perſiſches Gebiet nicht angreift. 

London, 5. Sept. „Morning⸗Poſt“ ſchreibt, Kaiſer Napoleon habe er⸗ 
kannt, daß eine Ausſöhnung zwiſchen dem Papſte und dem Könige Victor 

manuel unmöglich ſei. Die neuerliche Energie des Letztern habe in Rom 
keinen Eindruck gemacht. Napoleon betrachte nur die Zeit als günſtiger und 
von den Mitteln als das politiſchere, Rom zu halten. 


Preußen 
Landtags = Verhandlungen. . 

44. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (5. Sept.). 
Praſident Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniſter⸗ 
uſch v. d. Sr 115 v. Holzbrind und mehrere Regierungs⸗Commiſſare. 
Die vierte Abtheilung bat an Stelle des ausgeſchiedenen Abg. Buſchmann 
einen anderen Abgeordneten in die Petitions⸗Commiſſion gewählt. — Meb- 
rere Utlaubsgeſuche werben ee — Vor der Tagesordnung ergreift 
das Wort der Abg. Dr. Waldeck: Der Bericht der Juſtizcommiſſion über 
die Petition des nene it 5 — gegen den Landrath Scharnweber 
ſei zur Berathung im P a ls Fe als er durch Unwohlſein an der 
Theilnahme verhindert war. 5 orſitzender der Commiſſion und Referent 
in dieſer Sache halte er es für n thig, die Commiſſion gegen die Art und 
Weiſe zu verwahren, wie dieſelbe in jener Debatte und auch ſeitdem wieder: 

olt angegriffen worden. Er erinnere an die Aeußerungen des Abg. für 
targardt in der Sitzung vom 20. vf „ man komme ſonſt auf den 
Standpunkt der Juſtizcommiſſion in Sachen Scharnweber“, an die Vor⸗ 
würſe der Parteilichleit oder doch der Voreingenommenheit, die der Abg. 
für Stolp in der letzten Sitzung der Commiſſion gemacht u. a. m. Alle 
dieſe und ähnliche Angriffe ſeien unbegründet. — Der Redner geht bierauf 
ausführlich auf das Verfabren der Commiſſion in Betreff der angeführten 
Petition ein, welches er als vollkommen gerechtfertigt und ordnungsmäßig 
darſtellt. Die betreffenden Urkunden ſeien wiederholt eingehend geprüft wor⸗ 
den, der Unterſchied zwiſchen den beiden Berichten der Commiſſion liege 
allein darin, daß die Majorität früher anderer Meinung geweſen ſei als 
Ypäter, was zum Theil in der Abweſenheit mehrerer Mitglieder der früheren 
Majorität feinen Grund gehabt. — Der Redner wird in feiner Ausführung 
durch ſteigende Unrube der rechten Seite des Hauſes unterbrochen. Auf 
ſeinen lebhaften Ausruf: „Wenn die Commiſſion in dieſer Weiſe angegriffen 
wird, fordert doch die Gerechtigkeit, daß Sie mich hören!“ macht ihm der 
Präſident Grabow bemerklich: es handle ſich nur um Rechtfertigung feiner 
(des Redners) Stellung als Vorſitzender der Juſtizcommiſſion, eine = ieder⸗ 
bolung der Debatte über die chmidt'ſche Petition könne er aber nicht zu: 
laſſen; ſchon jetzt hätten ſich drei Redner zum Worte gemeldet; er müſſe 
daher den Redner erſuchen, ſich auf das zu beſchränken, was ihm als Vor⸗ 
ſitzender der Commiſſion zum Vorwurf gemacht worden ſei. 
Abg. Dr, Waldeck: Er glaube für fein Verfahren auf den Präcedenz 
fall des Abg für Stargardt ſich berufen zu dürfen, der neulich, als es ſich 
um eine perjönlihe Bemerkung über die Debatte wegen der freien Gemein⸗ 


den gehandelt, gleichfalls auf das Thatſächliche zurückgegangen ſei. — 
er demnächſt . auf die Sache ſelbſt und . — die Form des 
erſten (vom Abg. Dr. Koch verfaßten) Berichts zurückkommt, deſſen Autor 
nur deshalb die Abfaſſung des zweiten Berichts abgelehnt habe, weil er mit 
der veränderten Anſicht der Commiſſion nicht einverſtanden geweſen, wird 
er nochmals vom Präſidenten Grabow unterbrochen, der ihn wiederholt 
darauf aufmerkſam macht, daß er nicht die ganze Commiſſion, ſondern nur 
ich ſelbſt als den Vorſitzenden zu rechtfertigen habe. — Der Abg. Dr. Waldeck 
pricht während der erſten Worte des Präſidenten noch fort; mehrere Mit⸗ 
glieder auf der rechten Seite rufen ſehr laut: „Ruhe!“ Abg. Dr. Waldeck: 
Er bleibe dabei, daß die Comm. weder mit Voreingenommenheit, noch mit 
er ge — 25 = auf dem Standpunkt einer Comm. 

nde, und ommiſſion von Juriſten ſei, nicht von 
Wortklaubern und Rabuliften ! er} 5 


Abg. v. Vincke (Stargard): Die Bemerkung des Abg. Waldeck ſei nicht 
zu vergleichen mit ſeiner neulichen Bemerkung vor der Tagesordnung, denn 
er ſei damals perſönlich angegriffen worden; der Abg. Waldeck aber in 
keiner Weiſe. Der erſte Referent (Abg. Koch) möge ſich ſelbſt vertreten, er 
ſei Mann und Juriſt genug dazu. Ä 

Er bleibe dabei, daß in dem erſten Berichte unrichtig behauptet worden, 
die Wittwe Zöllner ſei todt. Das mache aber einen offenbaren Unterſchied. 
Alfo habe der damalige Referent actenwidrig referirt, wenn ihm die Acten 
vorgelegen; thatſächlich unrichtig, wenn ſie nicht vorlagen. Den Abg. Waldeck 
habe er nicht perſönlich angegriffen, weil er es unter ſeiner Würde 
halte, einen abweſenden Gegner . Nach kurzen weiteren perſön⸗ 
lichen Bemerkungen der Abg. v. Rönne (Glogau) und Waldeck, con⸗ 
ſtatirt noch den Abg. Immermann, daß er ſelbſt in der betreffenden 
Sitzung nicht anweſend geweſen; ſonſt würde er als Mitglied der Juſtiz⸗ 
Commiſſion das Wort ergriffen haben, um dieſelbe gegen die im parla⸗ 
mentariſchen Leben unerhörten Angriffe zu vertheidigen. Die Sache wird 
damit verlaſſen, und man tritt in die Tagesordnung ein. 

Zur Berathung ſtebt zunächſt der (ausführlich beſprochene) Bericht der 
Finanz: und der Handels⸗Commiſſion über den Geſetzentwurf, betr. die Ein. 
gangs⸗ und Ausgangsabgaben und über den Antrag Sybel⸗Lette. Letzterer 
iſt bekanntlich Angeſichts der veränderten Sachlage von ſeinen Urhebern für 
antiquirt erklärt und zurückgezogen worden; der Geſetzentwurf ſelbſt aber 
wird von der Commiſſion, wie ſchon mit Ente mit einer von der Regie: 
rung gebilligten Modification und einer Rejolution, welche die Erklärungen 
der Regierung gegen die ablehnenden Zollvereinsmitglieder anerkennt und 
die Erwartung einer Reform des Zollvereinstarifs nach Maßgabe des fran⸗ 
zöſiſchen Handelsvertrags ausſpricht, zur Annahme empfohlen. Referent üt 
der Abg. Michaelis. Von dem Abg. Behrend iſt ein Amendement ein⸗ 
gebracht, des Inhalts: In $ 2 einzuſchalten: Die in den Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen des Zolltarifs vom 27. Juni 1860 feſtgeſtellten ermäßigten Ein⸗ 
gangszollſätze bleiben, inſofern fie niedriger find als die in dem Tarif B. 
zu dem Vertrage vom 2. Auguſt d. J. feſtgeſtellten, in Kraft. 

Abg. v. Mallinckrodt beantragt die General⸗Discuſſion über das Ge⸗ 
ſetz mit der über die Reſolution zu verbinden; die Abg. v. Patow und 
v. Sybel unterſtützen dieſen Antrag und das Haus genehmigt denselben. 

Abg. v. Mallinckrodt gegen das Geſetz und gegen die Reſolution: Er 
glaube, daß die Vorlegung des Geſetzes und deſſen Votirung nicht an der 
Zeit ſei. Die beſtimmſe Abſicht der Regierung, den Handelsvertrag zur 
Ausführung zu bringen, werde von Niemand bezweifelt, und deshalb be⸗ 
dürfe es keines neuen Beweiſes dafür. Die Landesvertretung habe die 
Pflicht, die Gegenſätze in Deutſchland nicht noch zu erhöhen. Bei der Ver⸗ 
handlung des Handelsvertrages habe er ſeinen Standpunkt dargelegt; er 
würde bei der Frage: entweder Zollverein oder Handelsvertrag, nicht zwei⸗ 
felhaft ſein, ſich für das erſtere zu erklären. Der Regierung ſei es nr zu 
verdenken, wenn dieſelbe den von ihr geſchloſſenen Handelsvertrag überall 
zur Geltung bringen wolle; er (Redner) könne ihr aber darin nicht ſekun⸗ 
diren, namentlich nicht mit den Waffen, welche die Commiſſion in ihrer 
Reſolution angebe. Die Commiſſion habe ſich ihren Standpunkt etwas leicht 
gemacht; er müſſe die Richtigkeit ihrer Unterſtellungen entſchteden beſtreiten; 
er folge ihr zunächſt darin nicht, daß ſie dem Vertrage jetzt einen ſo weſent⸗ 
lich politiſchen Charakter vindicire, obwohl die Regierung bei Vorlegung 
deſſelben einen ſolchen entſchieden in Abrede geſtellt, daß der Bericht ſogar 
die Sache jetzt nur noch als „Machtfrage“ auffaſſe. Die Commiſſion habe 
ohne Weiteres angenommen, daß alle diejenigen Staaten, welche dem Han⸗ 
delsvertrage zuſtimmen, auch dem künftigen reformirten Zollverein beitreten 
werden. Das ſei ſehr fraglich, denn es ſei etwas ganz anderes, ob man 
den Handelsvertrag acceptire, oder ob man dem Handelsvertrage zu Liebe 
eine ganze Reihe von früheren Zollverbündeten aufgebe; er glaube, die 
Staaten würden alle Aufmerkſamkeit darauf verwenden, die Sprengung des 
Jollvereins zu vermeiden. Wenn man ſich auf den Standpunkt ſtellte, übe 
die Köpfe der Intereſſenten hinweg zu verhandeln, und fie fo in die Alter: 
native zu verſeßen, entweder ſich unbedingt zu beugen, oder den Zollverein 
u ſprengen, ſo wäre dies nur ein Schritt bis dahin, ein Bündniß mit 
Frankreich gegen Deutſchland einzugehen. (Widerſpruch, oh! oh! 

Nach der Mittheilung des Präſidenten hat ſich eine große Zahl von Red⸗ 
nern für, und nur noch der Abg. Bresgen gegen die Vorlage gemeldet. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Der Vorredner babe gejagt, daß die Vor⸗ 
lage gegenwärtig nicht an der Zeit ſei. Er könne dieſe Auffaſſung nicht 
theilen; die Regierung müſſe nach Lage der Sache Werth darauf legen, daß 
die Tarifermäßigungen nicht blos eine Vergünſtigung Frankreichs gewähren, 
ſondern, daß ſie allgemein eingeführt würden. Er hoffe, daß das Haus der 
Vorlage zuſtimmen werde. Was nuu die Reſolution anlange, ſo könne die 
Regierung nur mit lebhafter Befriedigung daraus das Einverſtändniß ent⸗ 
nehmen, das ihrer bisherigen Haltung damit zu erkennen gegeben ſei; die 
Regierung ſei ſich bewußt, in dieſer wichtigen Angelegenheit keine partikula⸗ 
ren Intereſſen, ſondern nur die Intereſſen des Zollvereins im Auge gehabt 
zu haben. Politiſche Motive hätten beim Abſchluß des Vertrages nicht vor: 
gewaltet, wenn der Vertrag auch die Wirkung hätte, die Beziehungen zu dem 
aroßen Nachbarſtaate zu befeſtigen. Die Regierung gebe auch heute die 
Hoffnung nicht auf, daß diejenigen Regierungen, welche die Zuſtimmung zu 
dem Vertrage vorläufig beanſtandet hätten, im wohlerwogenen Intereſſe noch 
ertheilen werden. Möchte aber der Fall eintreten, den der zweite Theil der 
Reſolution in's Auge faſſe, fo könne die Regierung nur großen Werth darauf 
legen, ſich bei ihren weiteren Schritten im vollſten Einverſtändniß mit der 
Landesvertretung zu befinden. (Bravo.) Dieſes Einverſtändniß finde ſich im 
zweiten Theile der Reſolution, denn die Regierung beharre bei der Ueber⸗ 
zeugung, daß eine Reform des Zolltarifs nur auf Grundlage der Beſtim⸗ 
mungen des Handelstarifs eintreten könne. (Hr. v. Jagow iſt inzwiſchen 
eingetreten) 

Abg. Dr. Lette für die Commiſſions⸗Anträge: Er wolle nur einige Bes 
merkungen des erſten Redners beleuchten. Der Widerſtand gegen den Han⸗ 
delsverkrag ſei nicht von der Bevölkerung, ſondern von den Regierungen 
ausgegangen. Bei der bevorſtehenden Reviſion des Zolltarifs ſei es natür⸗ 
lich, daß der Zollperein nicht zuſammenhalten könne, wenn die Reviſion nicht 
auf Grund des Tarifs des Handelsvertrages erfolge. Der Beweis für die 
rg a der einheitlichen Leitung des Zollvereins hätte nicht ſchla⸗ 
gender geführt werden können, als durch den Commiſſions⸗Bericht. 

Abg. Bresgen gegen den Commiſſions⸗Antrag (bei der Unruhe im Hauſe 
ſehr ſchwer verſtändlich): Die Regierung babe bei den früheren Verhand⸗ 
lungen erklärt, die Eingangsſteuer auf Wein auf 12½ Sgr., alſo auf die 
Hälfte herabzuſetzen. Jetzt habe fie den Zollvereinsſtaaten erklart, dieſe 
Uebergangsſteuer ganz fallen zu laſſen. Das ſei der letzte Schlag ins Geſicht 
der Intereſſen der rheiniſch⸗preußiſchen Winzer. — Redner entwickelt hierauf 
hiſtoriſch, wie die Winzer in den Rheinprovinzen allmählich mit Steuern 
überbürdet worden. y" feiner parlamentariſchen Thätigkeit babe er die Er⸗ 
fahrung gemacht, daß den Mitgliedern aus den anderen Provinzen dieſe 
Verhältniſſe nur ſchwer verſtändlich zu machen ſeien. Die Weinſteuer ſei 
keine Netto-, ſondern eine Bruttoſteuer, die von der Arbeit und den Be⸗ 
triebskoſten mit erhoben werde. Dazu komme noch die exorbitant hohe Grund⸗ 
ſteuer, welche auf den Rheinlanden laſte, dergeſtalt, daß der rheinpreußiſche 
Winzer mit dem nichtpreußiſchen die Concurrenz nicht aushalten könne. — 
Früher ſei in ſchlechten Weinjahren den Winzern die Steuer nachgelaſſen 
worden; von 1837 bis 1847 ſechsmal; auch das ſei jetzt nicht mehr der Fall. 
Alſo auch hier zeige ſich eine vollſtändige Vernachläſſigung der Intereſſen 
des Winzers. Dieſelben ſeien in Folge des von der Staatsbehörde ihnen 


Als] gegenüber eingehaltenen Verfahrens völlig verarmt. 


Bei ſeiner Kritik der Haltung des Reg.⸗Commiſſars bei der Debatte über 
den franzöſiſch⸗preußiſchen Handelsvertrag gebraucht der Redner den Aus: 
druck „Verleumdung“; der Präſident Grabow bemerkt, der Redner habe 
wohl jagen wollen, der Reg.⸗Commiſſar habe ſich in einem Irrthum befuns 
den. — Abg. Bresgen replicirt, e geſagt zu haben, die Winzer 
ſeien verleumdet worden, er habe den Reg.⸗Commiſſar nicht beleidigen wol⸗ 
len. Er ſchließt den längeren Vortrag unter fortdauernder Unruhe und Un⸗ 
aufmerkſamleit des Hauſes. — Der Handels miniſter: Die Vorſchläge 
der Regier. gingen nicht nur dahin, die Uebergangsſteuer, ſondern auch die 
Moſtſteuer aufzuheben. Jene Aufhebung folge übrigens nach den Zollver⸗ 
einsverträgen aus dieſer von ſelbſt. — Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Er 
wolle nur conſtatiren, daß es in gewiſſen Fragen keine Parteien gebe, und 
im Namen ſeiner Partei erklären, daß dieſelbe in der vorliegenden nur die 


Zeit 


ung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 6. September 1862. 


Ehre Preußens, die hier im Spiele ſei, im Auge halten werde (Bravo). — 
Abg. Dr. Freſe: Es ſei nach den Nachrichten politiſcher Zeitungen in Wien 
während des Juriſtentages, und zwar auf dem Feſtcommerce am 24. Aug., 
ein „Pereat“ auf den preuß.⸗franzöſ. Handelsvertrag ausgebracht worden. 
Dieſe Nachricht habe gerechtes Aufſehen hier und in ganz Preußen gemacht. 
Die Thatſache wäre für die Stimmung im Süden Deutſchlands wichtig. Er 
glaube deshalb eine Erklärung mehrerer preußiſchen Juriſten, welche dei je⸗ 
nem Vorfall zugegen waren, vorleſen zu ſollen, welche den wahren Hergang 
ſo darſtelle, daß ein Redner Abends in einem Garten, wo die Geſellſchaft 
an einzelnen Tiſchen zerſtreut geſeſſen habe, eine nur von Wenigen gehörte, 
wegen ihrer zuſammenhangsloſen Phraſenhaftigkeit mit ironiſchem Beifall 
aufgenommene Rede gehalten habe, die mit jenem Pereat endete. Darnach 
reducire ſich die Sache auf etwas ſehr Unbedeutendes. Ueberhaupt ſcheine 
ihm die Comm. darin Recht zu haben, daß die Stimmung in Süddeutſchland 
nicht ſo arg gegen die preußiſche Handelspolitik ſei. ber auch hier zeige 
ſich wieder die Nothwendigkeit einer gemeinſamen Volksvertretung in Deutſch⸗ 
land; ein Zollparlament freilich würde nur die materiellen Intereſſen befrie⸗ 
digen und damit der nationalen Bewegung einen ſtarken Hebel entziehen. 
Doch ſei das Sache der Zukunft; bei unſeren gegenwärtigen uftänden im 
Innern ſei natürlich ein nationales Vorgehen nicht möglich. Es handle ſich 
jetzt nur um die Stellung des Hauſes zum Miniſterium in dieſer Frage. 
Die Worte des Finanzminiſters legten ihm die Verpflichtung auf, fi 
dagegen zu verwahren, daß er (Redner) mit der Zustimmung zu der Reſo⸗ 
lution ein Vertrauensvotum dem Miniſterium gebe. Nur den guten 
altpreußiſchen Traditionen, welche trotz der Miniſter noch in den Miniſterien 
fortlebten, und den Regierungs⸗Commiſſarien, welche denſelben ſo würdig 
vertreten, gebe er ein Vertrauensvotum. Politiſch könne er einem Mini⸗ 
ſterium kein Vertrauen ſchenken, welches Tag für Tag in ſeinem Organ 


kleine Verfaſſungsbrüche ankündige. Ein ſittliches Motiv komme für ihn 


nach den elberfelder Vorgängen vom 23. und 27. Auguſt hinzu. (Lebhaftes 

Murren rechts.) „Meine Herren! Wenn Sie nach dieſen Vorgängen noch 

7 — 2 ein Vertrauens votum geben können, fo iſt das Ge⸗ 
macksſache“. 

Präſident Grabow: Er bitſe, dieſe Gründe nicht zu ſehr zu eee 

Abg. Freſe: Dieſe Vorgänge berührten zu ſcharf die gegenwärtige Lage, 
es ſei für jedes patriotiſche Herz verletzend, daß ein Miniſter unter ſo bei⸗ 
ſpielloſen Verballniſſen im Amt bleibe, und gerade dagegen müſſe er ſich 
verwahren, als ob das Haus durch ſein Votum einem ſolchen Zustande 
gleichſam die Sanction ertheile. Trotzdem ſtimme er dem Commiſſions⸗ 
Vorſchlage zu, um zu zeigen, daß es ihm auf die Sache ankomme und nicht 
auf die Perſonen, das Haus wahre ſich damit die volle Freiheit für die in 
der nächſten Woche bevorſtehende wichtigſte aller Debatten. Doch gebe er 
fein Votum nicht ohne Bedenlen. Eine ſchwere Kriſis nach außen drohe 
uns bei völliger Zerriſſenheit im Innern; wolle die Regierung trotzdem in 
jene Kriſis hineingehen, ſo thue ſie das auf ihre eigene W 

Finanzminiſter: Er glaube nicht, daß ſeine vorigen Worte Anlaß 
gegeben zu den Aeußerungen, die man ſoeben gehört. Er habe kein Ver⸗ 
trauensvotum für die Perſonen des gegenwärtigen Miniſteriums verlangt, 
er habe geſagt, daß in dieſer Angelegenheit auch ferner die Regierung hof⸗ 
fentlich in vollſtändiger Uebereinſtimmung mit der Landesvertretung ſich bes 
finden werde. Wenn der Vorredner fpeciell eines jüngſt in Elberfeld ſtatt⸗ 
efundenen Prozeſſes erwähnt und dabei feine Perſon⸗ im Auge gehabt habe, 
(6 berubige ihn vollſtändig fein eigenes Bewußtſein: er babe ſich früh dem 
offentlichen Leben gewidmet und fein. Leben gebe Zeugniß davon, in welcher 
Weiſe. Er finde es deshalb auch nicht nothwendig, jetzt des Weiteren auf 
dieſen Gegenſtand einzugehen. (Bravo bei der Fraction Vincke.) 
ne v. Patow: Durch den Widerſpruch einiger Regierungen gegen den 
Handelsvertrag habe die Frage eine 3 gewonnen, die weit binaus⸗ 
reiche über die eigentliche Grenze deſſelben. Es handle ſich in der Reſolu⸗ 
tion weder um ein Vertrauens-, noch um ein Mißtrauensvotum; der Com⸗ 
miſſion ſei es zu danken, wie dem meiſterhaften Berichte des Referenten, 
daß dem Willen der großen Majorität Ausdruck gegeben ſei. Er ſelbſt habe 
mehr, wie viele Andere, die Bedeutung empfunden, den Zollverein zu Stande 
zu bringen; es ſei aber in den vielen Kriſen nur möglich geweſen, das 
Beſtehen des Zollvereins durch das Intereſſe Preußens zu erkaufen. Gegen⸗ 
wärtig ſei der Moment für ein entſchiedenes Handeln gekommen, den man 
nicht vorübergehen laſſen dürfe. Das Beſtehen des Zollvereins ſei nur dann 
zu retten, wenn die Regierung und mit ihr das preuß. Volk mit aller 
Energie den Standpunkt feſthalte, welchen die Regierung bisher eingenom⸗ 
men babe. Er wünſche die Annahme der Reſolution, denn dieſe ſei der ein⸗ 
zige Weg, Preußens Rechte und ſeine Ehre zu wahren. (Beifall.) 

Abg. v. Sybel: Er ſei der Meinung, daß das Haus ohne Unterſchied 
der Parteien in den inneren Fragen, De ſolle in ſolchen aus⸗ 
wärtigen Fragen; man müſſe der Regierung zuſtimmen, auch wenn ſie ſonſt 
feindlich gegenüberſtehe, gleichwie einſt ein Stuart, als die Engländer die 
Flotte zerſtörten, mit der er eine Invaſion in ſein Stammland verſucht hatte, 
ausrief: „Wie wacker kämpfen meine Engländer.“ Nach Annahme der Re⸗ 
folution habe er es nicht mehr für nothwendig gehalten, auf ſeinem Antrage 
zu beſtehen. Er bekenne ſich gerade zu der entgegengeſetzten Anſicht des 
Abg. v. Malinckrodt, er ſpreche offen aus, daß er ſich freue, wenn der Zoll⸗ 
verein in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt zerbrochen werde. Der Zollver⸗ 
ein war eine Quelle des politiſchen Lebens und des nationalen Fortſchritts; 
er bereitete den Boden für die kommende Gemeinſamkeit, allein die politi⸗ 
ſchen Schäden des deutſchen Bundes ſeien in feine Organiſation hinüber⸗ 
gegangen und für Preußen war er deshalb nicht die Quelle des politiſchen 
Lebens und Selbſtſtändigkeit. Es ſei eine Illuſton, wenn man glaube, daß 
dieſer Zollverein für Preußen von politiſchem Nutzen ſei; es ſei eine Illu⸗ 
ſion, wenn man glaube, daß der heutige Zollverein für Preußen ſegens⸗ 
reich ſei und daß das Volt denſelben erhalten wolle. Dieſen jetzigen Zoll⸗ 
verein mit ſeiner politiſch⸗commerziellen Anarchie wolle man nicht nur nicht 
erhalten, ſondern ihn ſo bald als möglich zerſtören. Die Reſolution der 
Commiſſion ſpreche zwar ſeine Wünſche nicht vollſtändig aus, dennoch eröffne 
ſie denſelben den Weg und empfehle er ſie deshalb. Er hoffe nicht 
auf ſüddeutſche Sympathie; nichtsdeſtoweniger ſei er der Meinung, daß 
Preußen nichts anderes thun könne, als die Poſition, die für die rechte an⸗ 
erkannt werde, mit Energie und Unerſchütterlichkeit feſthalten. Der Handels⸗ 
vertrag ſei ein großer nationaler Fortſchritt und verfolge man denſelben mit 
Feſtigkeit, ſo werde die Achtung nicht fehlen (Beifall). 

Abg. Reichenſpergeer (Geldern): Er wolle ausführen, warum es gar, 
nicht möglich, der Vorlage zuzuſtimmen. Für den Fall, daß der Handels” 
vertrag nicht angenommen werde vom geſammten ollverein, ſei ein Aus 
führungageieh nicht erforderlich, denn der Minifter habe ſelbſt anerkannt’ 
daß der Vertrag nur von Bedeutung ſei, wenn der Zollverein zuſtimme. 
Geſchehe dies nicht, ſo werde das Haus erſt von Neuem ſeine 3 
eben müfjen. Er ſei alſo der Anſicht, daß man ſich mit etwas Illuſoriſchem 
beſchäftige, daß man nur eine Demonſtration nach außen hin beabſichtige, 
und dagegen ſtimme er. Er habe dem Handelspertrage trotz vielfacher er⸗ 
beblicher Bedenken zugeſtimmt, weil er die Löſung der Bedenken nur durch 
die Regierung für möglich erachtete; er habe aber auch auf die Hinwirkung 
der andern Staaten dabei gerechnet. Dieſe Vorausſezung fei ſedoch nicht 
eingetroffen. Man ſage, daß es nothwendig fei, den Zollverein zu fpren- 
gen, weil er gegen die preußiſchen und deutichen Intereſſen wäre, aber er 
wundere fi, wie man ſich fo. leicht über Eventualitäten eines ſolchen Er⸗ 
eigniſſes hinwegſetzen könne. Er meine, daß, ſtatt ſich mit der Reſolution 
auf den Standpunkt gegen den . zu ſtellen, man ſich auf den Stand⸗ 
punkt der Sympathie ür den Zollverein ſtellen ſollte; man ſollte vielmehr 
in einer Reſolution die Anſicht ausſprechen, daß auch die andern Staaten 
fi der Einſicht einer Verbeſſerung nicht verſchließen follten, daß aber der 
Zollverein zu erhalten ſei. Nicht iſoliren ſollte man Preußen, ſondern es in 
der Gemeinſchaft mit feinen Verbündeten erhalten. Er bedauere die Span: 
nung zwiſchen Preußen und Oeſterreich, er ſei der Meinung, daß alle guten 
Dienſte, welche Preußen jemals Oeſterreich geleiſtet habe, durch das eigene 
Intereſſe dictirt geweſen ſeien; das Haus ſollte nicht jede Gelegenheit er⸗ 
greifen, Oel ins Feuer zu gießen. Man ſollte nicht provoziren, man ſollte 
nicht dem Gegner ſo ira entgegen treten, und deshalb ſtimme er weder 
für das Geſeß, noch für die Neſo ution. 

Reg.⸗Commiſ jer: Der Vorredner habe wiederholt, daß die gegenwär⸗ 
tige Vorlage eigentlich gegenſtandslos fei. Die Stellung bes Hauses zur 


Vorlage ſei identiſch mis jeiner Stellung zum Handelsvertrage. Es ſei kein 


1 


1 politiſche Seite der Frage. — 


chen; 


bloßes Ausführungsgeſetz. Allerdings ſei es von vornherein die Abſicht ge⸗ 
weſen, den Tarif zu generaliſiren, ein Beſchluß der Landesvertretung darüber 
ſei aber nicht gefaßt. — Die Vorlage wäre allerdings überflüſſig geweſen, 
wenn es möglich geweſen wäre, einen vollſtändigen Tarif vorzulegen, was 
aus bekannten Gründen nicht der Fall ſei. Jetzt ſei ſie der einzige Weg, 
auf dem die Regierung ſich der Uebereinſtimmung des Hauſes vergewiſſern 
könne. — Abg. v. Rönne (Solingen): Schon bei der Berathung des fran⸗ 
zoͤſiſchen Handelsvertrages habe der Abg. für Berlin conſtatirt, daß feine 
und des Redners Partei nicht Oppoſition mache, um der Oppoſition willen, 
ſondern daß ſeine Partei in der vorliegenden Frage mit der Regierung ein⸗ 
verſtanden ſei. — Die Abg. für Krefeld und Königsberg /N. ſeien auf ihre 
zurückgezogene Reſolution el — ſie wünſchten ein Zoll⸗Parla⸗ 
ment, ein Zollvereins⸗Parlament oder vielmehr einen volkswirthſchaftlichen 
Bundestag im Gegenſatz zum politiſchen Bundestag. Aus der Nicht⸗ 
lebensfähigkeit des Zollvereins folge nicht die Nothwendigkeit eines 
Zoll» Parlaments, ſondern die einer politiſchen Neugeſtaltung Deutſch⸗ 
lands. Schon wenn man die Wahlmodaliläten eines ſolchen Parla⸗ 
ments ſich vergegenwärtige, ſo ergebe ſich daraus die Unausführbarkeit. 
Daſſelbe würde nicht die wahren Intereſſen des Volkes repräſentiren, und 
ſchon an der Competenzfrage werde der Plan ſcheitern. Hauptſächlich ſpreche 
dagegen die praktiſche Unmöglichkeit der Ernennung von Geſandten, Con⸗ 
ſuln u. a. m. zur Vertretung der Handelsintereſſen durch jenes Parlament, 
welche das Ausland nicht anerkennen werde. Das Ganze ſei eine halbe 
Maßregel, das deutſche Volk verlange etwas Entſchiedeneres. Nicht auf die 
Theilnahme der Regietungen, die bei dem Zollparlament erforderlich, ſei zu 
rechnen, ſondern auf die Sympathie des Volkes. 

Abg. Schulze (Berlin): Die Vorlage ſei eine Conſequenz des Handels⸗ 
vertrages, die Stellung des Hauſes dieſelbe, wie jenem Vertrage Ran deße 
Seine Partei habe dabei eine ſachliche Stellung eingenommen. Man habe 
dieſer Regierung gegenüber ſachlich genau zu prüfen. Nicht blos zu ſtärken 
ſei die Regierung durch die Uebereinſtimmung des Hauſes, ſondern vor allem 
an die eingeſchlagene Politit zu binden durch Annahme der Reſolution, die 
er empfeble. Denn in früheren Fällen ſei von der liberalen Politik in die⸗ 
ſer Frage wiederholt abgewichen worden. — Was die Frage wegen der Exi⸗ 
ſtenz des Zollvereins betreffe, ſo könne Preußen derſelben mit Ruhe entge⸗ 
genſehen, nicht aber die andern Mitglieder deſſelben. Die großen Principien 
der wirthſchaftlichen Entwickelung könnten nicht preisgegeben werden um der 
Zolleinigung willen, umſoweniger, wenn ein Rückwärtsgehen in der Politik 
damit verbunden ſei. Mit dem Verluſt der wirthſchaftlichen Hegemonie Preu⸗ 
ßens in Deutſchland würde auch jede Möglichkeit einer politiſchen Hegemonie 
verloren gehen. Gäbe man den Anforderungen der ſüddeutſchen Zollvereins⸗ 
mitglieder nach, jo würden möglicherweiſe norddeutſche Mitglieder abfallen, 
deren Intereſſen dieſelben, wie die unſeren. Abgeſehen davon, hätten wir 
einmal die franzöſiſche Zolleinigung aufgegeben, jo würden wir in die öſter⸗ 
reichiſche Zolleinigung bineingezwängt. Und das wollten gerade die Herren 
im Centrum. Dann ſeien wir zu einem politiſchen Zuſammengehen mit 
Oeſterreich gezwungen. Oeſterreich ſei gerade derjenige Staat, der ohne jede 
Rückſicht zu Bündniſſen gegen Deutſchland im rein dynaſtiſchen Intereſſe 
jederzeit die Hand geboten. So oft Preußen eine undeuiſche Politik getrie⸗ 
ben, ſei die Strafe auf dem Fuße gefolgt. Preußen ſei nur groß und mäch⸗ 
tig, wenn es deutſche Politik treibe. Oeſterreich ſei dagegen groß geworden 
durch undeulſche Politik. Deshalb hätten wir nicht zu fürchten, daß Preu⸗ 
ßen jemals im franzöſiſchen Intereſſe die deutſchen Intereſſen vernachläſſigen 
könne. — Das ganze B ſtreben der Herren im Centrum gehe auf die Einig⸗ 
keit mit Oeſterreich. „Die Einigung Deutſchlands iſt leicht, wenn einmal 
die Zolleiniaung mit Oeſterreich geſchloſſen, dann haben wir ſtatt der de. t: 
ſchen Reichsverfaſſung das Concordat!“ (Lebhafter Beifall, Unruhe im 


Centrum.) ; 

Abg. Dr. Faucher: Er könne wohl begreifen, daß die Herren, welche 
gegen den Vertrag ſelbſt geſprochen, auch gegen die heutige Vorlage ſprä⸗ 
er könne aber nicht begreifen, wie man dem Hauſe die Verwerfung 
der Reſolution zumutben könne, nachdem das Haus die Annahme des Ver: 
trages als im Intereſſe Preußens und Deutſchlands für nothwendig eradh: 
tet habe. Wer A geſagt babe, müſſe auch B jagen, und deshalb dürfe das 
Haus ſich nicht durch eine Kündigung des Zollvereins ſchrecken laſſen. Abg. 
Reichenſperger habe geäußert, daß man mit einem Tropfen Honig weiter 
komme, als mit einem Faſſe Eſſig; er ſei aber der Meinung, daß man ſchon 
ganze Fäſſer von Honig an die Zollvereinsmitglieder verſchwendet habe, 
ohne daß es etwas genutzt. Gegenwärtig, wenn das Haus die Reg. ernit 
unterſtütze, würden die beiden renitenten Regierungen Baiern und Württem⸗ 
berg es ſich überlegen können, ob der Austritt aus dem Zollverein den In⸗ 
tereſſen ihrer Bevölkerung entſpreche. Nicht Preußen würde dann den Zoll 


verein geſprengt baben, ſondern jene Regierungen. Der Handelsvertrag mit 


ankreich ſei ebenſowenig ein politiſches Bündniß, wie der Vertrag zwiſchen 

gland und Frankreich; auch bei uns handle es ſich lediglich um eine mäßig 
freihändleriſche Reform der Tarife. Die Partei, welche ſich am lebhafteſten 
für den Vertrag ausgeſprochen, habe keine Sympathien für das militäriſche, 
büreaukratiſche Frankreich, das ſei eine Verdächtigung dieſer Partei. In⸗ 
dem man für die Rejolution ſtimme, ſtimme man für die Verminderung der 
Gefahren der Sprengung des Zollvereins, denn die Agitation werde nach 
Verwerfung der Reſolution nicht aufhören. (Bravo!) 

Abg. v. Vincke (Stargardt): Von dem Abg. für Berlin hätte er erwartet, 
daß er feinen Freund, den Abg. für Minden, für den Mißklang, den derſelbe 
in das Haus gebracht habe, rektifiziren würde. Er habe dies nicht gethan, 
und er (Redner) wolle die Lücke, die derſelbe gelaſſen habe, nicht ergänzen, 
weil er den Mißklang der Perſönlichkeit nicht noch einmal bervorrufen wolle. 
— Die öſterreichiſche Note wegen Italiens, auf die der Abg. für Geldern 
zurückgekommen, hätte ee etwas ſchlagenderer erwidert werden können. 
Die füddeutſch. Staaten hätten ein weit größeres Intereſſe daran, den Zollver⸗ 
ein fortbeſtehen zu ſehen, als Preußen; die Produktion des Südens ſei ſehr 
ſtark auf den Norden angewieſen, und der öſterreichiſche Markt würde ihnen 
keine Entſchädigung bieten. Der baieriſchen Note ſehe man ſchon ein ge⸗ 
wiſſes Gefühl an, daß ſie dies einſehe; ſie baue ſichtlich wieder nur auf die 
bekannte Langmuth Preußens. Mache Preußen Ernſt, jo werde Baiern auch 
zuſtimmen. — Die Deduktion Reichenſpergers ſei diesmal, trotz ſeiner ge⸗ 
wohnten Dialektik, eine verfehlte, wenn er meine, daß Preußen nur in ſeinem 
Intereſſe Oeſterteich e ſei. Wenn dieſe Gefälligkeit nicht er⸗ 
wiedert würde, wenn ſie bis zur Inſolenz ausarte, wie in der Note des 
Grafen Rechberg, dann höre die Freundſchaft auf. — Oeſterreich werde immer 
nur ein Hemmſchuh für den Zollverein ſein, und auf einen Vertrag mit 
Oeſterreich würde alles andere eher vaſſen, als die Bezeichnung „Zollverein“. 
Es komme hier auf den Effekt der Annahme der Reſolution an; daß ſei klar, 
daß Preußen in dem künftigen Zollverein genau dasjenige Gewicht haben 
müſſe, als ihm nach Verhältniß seiner Bevölkerung, ſeiner Seelenzahl zu⸗ 
komme. Das aber wolle das Zollparlamentsprojekt nicht. Er rathe über⸗ 
haupt, ſolche Reformpläne nicht in die Debatte zu zieben, da nach dem 
Sprichwort „das Beſte der Feind des Guten“. Die Frage werde ſich von 
felbſt löfen. Die ſüddeutſchen Staaten würden ſich in kurzer Zeit zufriet en 

eben; ſollte aber die Leidenſchaft den Sieg über die Vernunft forttragen, 
o würde man ſich darin finden müſſen. Man ſei es der Ehre Preußens, 
ſchuldig, daß man der Langmuth ein Ziel ſetze. Von den ſüddeutſchen Staa⸗ 
ten babe man ſich ſchon zu viel Eſſig gefallen laſſen, jetzt handle es ſich da⸗ 
rum, einmal ein ernſtes Wort zu reden im Intereſſe Preußens und Deutſch⸗ 
lands. Man müſſe ſich nicht eher auf irgend welche Zollconferenzen mit den 
Staaten einlaſſen, bis ſie ihre Zuſtimmung zu dem Vertrage gegeben hätten 
(Beifall). Der Redner wendet ſich ſchließlich an die Mitglieder des Centrums. 
Von dem Vorwurf, der bisweilen gegen fie erhoben; als verfolgten ſie fremde, 
ſelbſt römiſche Intereſſen, habe er ſich ſtets fern gehalten; jetzt aber möchten 
fie auch faktiſch den Beweis liefern, daß, wo es ſich um das Intereſſe, die 
Ehre Preußens handle, keine Partei im Hauſe exiſtire. (Lebhafter Beifall.) 

Der Schluß wird beantragt und angenommen. — (Eingeſchrieben waren 

noch die Abgeordneten Dr, Virchow für und Re ichenſperger (Beckum) 
egen die Vorſchläge der Commiſſion)j. — Es folgen perſönliche Bemer⸗ 
ungen der 1 Dr. Lette, v. Rönne (Solingen), Schulze 
(Berlin) (gegen Vincke): in der Fraction, welcher er angehöre, habe Nie⸗ 
mand das Recht, ein anderes Mitglied zu „rectificiren.“ 

Ref. Abg. Michaelis: Wenn der Vertrag eine politiſche Bedeutung 
habe, ſei es die, daß er Frankreich ausſchließlich begünſtige. Das werde 
aber durch die Verwerſung des gegenwärtigen Geſetzvorſchlages erſt zur 
Thatſache, was er dem Abg. Reichenſperger zu erwägen gebe. Es handle 
ſich nur um eine at der Abſtimmung über den Handelsvertrag. 
Es ſei auszuſprechen, daß Preußen die große Aufgabe der Reform in Deutſch⸗ 
land auch durchzuführen gewillt ſei (Bravo). Wenn Preußen mit dem Be⸗ 
wußtſein der Juſammengebörigkeit und feſten Willen dleſe Aufgabe in die 
Hand nehme, ohne Rückſicht auf die mögliche Eventualität, dann werde es 
nicht nur Sympathie, ſondern Eiſolge in Deutſchland haben (Bravo). — 
Es handle ſich jetzt, wie der Bericht ausſühre. allerdings um eine politiſche, 
eine Machtfrage. Die Zollvereinigungsfrage mit Oeſterreich ſei eine recht 
eigentlich politiſche Frage. So lange noch eine öſterreichiſche Schutzpolitik 
von Einfluß fei, hänge die volitiſche Einigung ab von Oesterreich, d. d von 
einem Staate, der wesentlich außerdeutſche Intereſſen habe. Das ſei die 
Es komme darauf an, den Zollverein auf 


— 
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ſeine Füße zu ſtellen, das könne nur geſchehen durch eine freiſinnige Han⸗ 
delspolitik, durch Kündigung der Zollvereinsverträge. Durch Annahme der 
Bene möge das Haus eine Bahn vorſchreiben, der jede Regierung fols 
gen müſſe. 

Es folgt die Spezialdiskuſſion. Gegen § 1 nimmt das Wort der Abg. 
Reichenſperger (Beckum): Der Abg. für Stargardt habe ihm und ſeinen 
1 gegenüber die Gewohnheit, ſeinen Unwillen, um nicht zu ſagen 
eine Indignation ſehr lebendig zu erkennen zu geben, wenn, was eben nicht 
ſelten geſchehe, nicht das Glück hätten, fie mit ihm übereinzuftimmen, und 
ihnen bei Strafe, die Ehre Preußens zu verletzen, und öſterreichiſche Politik 
zu treiben, ihre Abſtimmung vorzuſchreiben. Er meine, daß ſeine reiche par⸗ 
lamentariſche Erfahrung ihm doch gelehrt haben ſollte, wie Majoritäten zu 
Stande gekommen und geſchwunden mit und neben ihm. (Beifall.) Die Po⸗ 
litik der Mittelſtaaten ſcheine ihm dahin zu gehen, eine Mittellinie zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich inne zu halten, man treibe alſo noch nicht öfteereis 
chiſche Politik, wenn man mit deren jetziger Politik nicht im Widerſpruch 
ſtehe. — Es folgen weitere perſönliche Ausführungen gegen die Redner in 
der Generaldiskuſſion. Als der Redner auch gegen den Abg. Schulze (Ber⸗ 
lin) noch eine perſönliche Bemerkung machen zu wollen erklärt, unterbricht 
ihn der Präſident Grabow mit der Erinnerung, daß ihm nur gegen § 1 
des Geſetzes das Wort ertheilt ſei. Abg. Reichenſperger (Beckum) be⸗ 
ruft ſich auf die durch den erſten Vicepräſidenten noch neuerlich ſanctionirte 
Praxis des Hauſes, zur Diskuſſion über § 1 alles zu ſagen, was man in 
der Generaldiskuſſion nicht habe anbringen können. (Große Heiterkeit). 

Nachdem der Präſident nochmals erklärt, die General⸗Discuſſion ſei 
geſchloſſen, erwidert der Abgeordnete: Er füge ſich dieſer neuen Praxis, 
indem er ſich vorbehalte, in der erſten bevorſtehenden General⸗Discuſſion, 
worin man, wie die heutige Sb ja alles Mögliche ſagen kann, ſeine Be⸗ 
merkungen gegen den Abg. Schulze vorzubringen. Redner ſchließt demnächſt 
eine Reihe weiterer Bemerkungen, die weniger § 1 als Aeußerungen von 
Rednern in der General⸗Discuſſion betreffen, mit dem Satze: die Abgg. für 
Crefeld und Königsberg i. d. N. wären, wie man geſehen, über die Form 
des von ihnen gewünſchten Zollparlaments noch äußerſt verſchiedener Anſicht. 
So lange die beiden Herren Abgeordneten über die Form zu dieſer Einigung 
Deutſchlands noch nicht einig, ſo lange werde man ihm wohl auch erlauben, 
ſich feine Aeußerungen über § 1 vorzubehalten. (Gelächter. ) 

Abg. Dr. Virchow: Es wäre wünſchenswerth geweſen, wenn die polit. 
Seite nicht ſo ſehr in den Vordergrund geſtellt wäre, ſondern mehr die volks⸗ 
wirthſchaftliche Es wäre nicht gut, wenn die hier geäußerten Aaſichten über 
die Hegemonie Preußens in Süddeutſchland bekannt würden. Er glaube, 
die Vorlage ſei das beſtimmte Ziel für Preußens Handelspolitik, und dabei 
werde Preußen ſeine Verbündeten gerade in den Bevölkerungen der ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten zu ſuchen haben. Der Miniſter v. Beuſt habe in der ſächſi⸗ 
ſchen Kammer einen unbefangenen Standpunkt eingenommen, und dieſen 
Standpunkt möge man auch hier feſthalten, dann werde man für den § und 
für die Reſolution ſtimmen. 

Abg. Behrend (Danzig): Die Faſſung des § 1 ſei nicht genügend be: 
ſtimmt, denn dieſelbe laſſe die Anſicht zu, daß z. B. Steinkohlen, welche auf 
anderem Wege, als aus Frankreich, eingeführt würden, einen höhern Ein⸗ 
gangszoll zahlen müßten. Es müſſe deshalb dem Geſetz eine beſtimmte Faſ⸗ 
ung gegeben werden, denn eine Erklärung der Regierung darüber halte er 
nicht für ausreichend. Es müſſe deshalb in dem Geſetze auf diejenigen Ge⸗ 
genſtände Bezug genommen werden, deren Zollſatz geringer ſei, als der im 
Vertrage. Das ſei der Sinn ſeines Amendements. 

Der Referent hat folgende Gegen⸗Amendement geſtellt: „Den für die 
Ausfuhr günſtigeren Beſtimmungen des Zolltarifs vom 27. Juni 1869 ge: 
ſchieht hierdurch kein Eintrag.“ Abgeord. Behrend: Dieſes Amendement 
ſtimme mit ſeiner Abſicht vollkommen überein, und da er auf die Redaktion 
keinen Werth lege, ziebe er das ſeinige zurück. Dis Amendement wird 
zahlreich unterſtützt. Reg.⸗Comm. Delbrück: Die Regierung habe die aus⸗ 
drückliche Erwähnung der Ausnahme⸗Beſtimmungen nicht für nothwendig 
erachtet, weil durch den vorliegenden Entwurf der Zollvereinstarif nicht auf: 
gehoben werde. Im $ 1 ſei der Sinn ausgedrückt, daß damit eine Er⸗ 
ſeichterung der Einfuhr herbeigeführt werden ſolle. Mit der Abſicht des 
Amendements ſei die Regierung vollkommen einverſtanden, jedoch hege ſie 
Bedenken gegen die von dem Abg. Behrend vorgeſchlagene Faſſung, dies ſei 
in dem Vorſchlage des Referenten beſeitigt, und ſo könne die Regierung ſich 
mit dem Amendement, wenn es angenommen werden ſollte, einverſtanden 
erklären. Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. — Abg. v. Sybel (zur perſönlichen 
Bemerkung): Der Abg. für Beckum habe vorher des baſeler Friedens ge⸗ 
dacht und dabei erwähnt, daß die für Preußen günſtigen Forſchungen des 
Prof. v. Sybel über dieſen Frieden in allerneueſten hiſtoriſchen Forſchungen 
von andrer Seite ein erhebliches Gegengewicht gefunden hätten. Er mil: 
nun zwar nicht, ob der Abg. für Crefeld für den genannten Profeſſor der 
Geſchichte hier eintreten könne; da er jedoch von mehreren Seiten gefragt 
worden, wer denn jener allerneusjte Forſcher ſei, fo glaube er im Intereſſe 
des Abg. für Beckum und des Anſehens, indem bei ihm gedachte Forſchun⸗ 
gen zu ſtehn ſchienen, wenigſtens auf dieſe Frage Auskunſt geben zu ſollen. 
Diefer große Unbekannte ſei kein Geringerer, als der proteſtantiſche Ge⸗ 
ſchichtsſchreiber, der königl. hannoverſche Hiſtoriograph, der ſcharfe Kritiker 
Guſtav Adolfs, der Vernichter Friedrich des Zweiten, Herr Onno Klopp 
(Große Heiterkeit.) Er erkläre übrigens, daß er ſich dadurch in ſeiner Ab⸗ 
ſtimmung über § 2 des vorliegenden Geſetzentwurfs, der von Lumpen und 
ſonſtigen Abfällen zur Papierfabrikation handelt, nicht influiren laſſen werde. 

Paragr. 1 wird bierauf mit dem Amendement des Referenten angenom⸗ 
men, ohne Discuſſion dann auch die übrigen Paragr. 2, 3, 4. Das Haus 
dispenſirt den Präſidenten von dem Druck des Amendements und genehmigt 
hierauf den Geſetzentwurf im Ganzen. — Ueber die Reſolution wird hierauf 
namentlich abgeſtimmt. Mit Nein ſtimmen: Bender (Olpe), Biernadi, Blum, 
Böcking, Ellering, Evers, Froming, Funcke, Gützloe, Hobbeling, Krebs, von 
Malinckrodt, Oſterrath, Plaßmann, Reichenſperger (Geldern), Reichenſperger 
(Beckum), Reinhardt, Rohden, Schmidt (Paderborn), Schulz (Borken), Stoek, 
v. d. Straeten, Strzybny, Zehrt, Zingler. Das Reſultat der Abſtimmung 
iſt Annahme der Rejolution mit 232 gegen 26 Stimmen. — Es iſt vom 
Abgeordn. v. Sybel ein Antrag eingegangen, die nächſte Sitzung (nicht 
Dinſtag, ſondern) erſt Donnerſtag anzuberaumen und die Militärdebatte auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. 8 x PT 

Der Abg. v. Sybel befürwortet dieſen Antrag mit dem Hinweis auf 
die Nothwendigkeit der n den Fractionen und die Nothwen⸗ 
digkeit eines genauen Studiums des Berichts, welcher erſt ausgegeben wer⸗ 
den ſoll, während andererſeits die Debatte über den umfangreichen Bericht 
der Unterrichts⸗Commiſſion auch noch den Mittwoch in Anſpruch nehmen 
würde. Der Antrag wird faſt einſtimmig unterſtützt und darauf — nach 
kurzem Widerſpruch Harkort's — mit überwältigender Majorität angenommen. 
Schluß der Sitzung gegen 3% Uhr. 


Berlin, 5. Sept. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Den Kreisgerichts⸗-Rath Moers in Frankfurt a. O. 
zum Appellationsgerichts⸗Rath in Ratibor zu ernennen. — Der Berg: 
Referendarius Wilhelm Follenius zu Bonn iſt zum Berg ⸗Aſſeſſor 
ernannt worden. 


Am Gymnaſium zu Stettin iſt den ordentlichen Lehrern Wilhelm Stahr 
und Dr. Karl Stahr das Prädikat „Oberlehrer“ beigelegt worden. 

patent Dem Techniker Wilhelm Palm in Trier ift unter dem 
3. September 1862 ein Patent auf eine mechaniſche Vorrichtung zur Herſtel⸗ 
lung von Hufnägeln in der durch Zeichnungen und Beſchreibung nachgewie⸗ 
ſenen Zuſammenſetzung und ohne Jemand in der Benutzung bekannter Theile 
zu beſchränken, auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den 
Umfang des preußiſchen Staates ertheilt worden. 

[Bekanntmachung.] Das correſpondirende Publikum wird mit Ber 
zugnahme auf die Bekanntmachung vom 24. April d. J. benachrichtigt, daß 
die Packetboote der franzöſiſche Dampfſchifflinie St. Nazaire — Vera⸗Cru 
ſtatt am l4ten, am 16ten jeden Monats aus dem ftanzöſiſchen Hafen St. 
Nazafre Abfertigung erhalten. l - 

Diefe Verbindung bietet, außer für die Correſpondenz nach Mexico, Cuba 
und Martinique, auch für die Correſpondenz nach Guadeloupe die vortheil⸗ 
hafteſte Beförderungsgelegenbeit, indem zwiſchen Martinique und Guadeloupe 
im Anſchluſſe an die Line St. Nazaire — Vera⸗Cruz ein le Poſt⸗ 
dienſt mittelit franzöſiſcher Staatsdampfſchiffe eingerichtet worden iſt. Die 
nach Guadeloupe beſtimmten Briefe werden daher, 
Speditionsweg auf der Adreſſe vorgeſchrieben iſt, ausſchließlich durch Frank⸗ 
reich geleitet werden. k 

— Die Kunſt⸗Ausſtellung im königl. Akademie⸗Gebäude wird am Sonn: 
tag den 7. d. M eröffnet. 

— Die planmäßige achte Ziehung von 33 Serien der Staats⸗Prämien⸗ 
Anleihe vom Jabre 1855, welche die am 1. April 1863 mit je 112 Thlr. 
einzulöfenden 3300 Schuldverſchreibungen angeben, wird am 15. d. Mis., 
Vormittags 10 Uhr, in unſerem Sitzungszimmer, Oranienſtraße Nr. 92, in 
Gegenwart eines Notars öffentlich ſtattfinden. Die Nummern der gezogenen 
Serien werden demnächſt durch Zeitungen und Amtsblätter bekannt gemacht 
werden. (St.⸗A.) 


ſofern nicht ein anderer 


Breslauer Sternwarte. 


5. Sept. 10 U. Abds.] 27 7.10 | +15,6 N. 1. 
6. Sept. 6 U. Morg.| 27 6,75 | +14,0 NO. 1. 


Heiter. 
| Sonnenblicke. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 6. Sept. Oberpegel: 13 F. 4 3. Unterpegel: — F. 7 8. 
Berliner Börse vom 5. September 1862. 


Fonds- und Geld- Course. | Bi: — 

Freiw. Staats-Anleihe|41,]102 G. Oberschles. B...| 77,131, 0148 ba. 

Staats-Anl. v. 1850, 52|41,199%, bz. dito ©... 757 165 be. 
dito 54, 55, 56, 57141,|1021% bz. dito Prior A.. Be 
dito 1853| 4°1100 ba. dito Prior B. . — 3 —— — 
dito 1859 5 108 ½% B. dito Prior C.. — —.—— 

Staats-Schuld-Sch. ... 3% 90% bz. dito Prior D..| — | 4 |96% bz 

Präm.-Anleihe v. 1885131212814 b dito Prior E. — [31,185 &. 

Berliner Stadt- pl. |41,11023, 6. 4110 Por . — 4 

Kur- u. Neumärkerſ3½% 903 bz. Oppeln-Tarnow. 0% 4 81 bz. 

2 dito dito 101% B. Prinz-W. (St.-V.) 4 168% B. 

2 Pommersche 434% , bz. Rheinische 4 101 bz. 

&)} dito neue . 4101 bz. dito (St.) Pr. . — | 4 101 B. 

2 Posensche 4 104%, 8. dito Prior . — | 4 |931%, bz. 

dito . 31,199 G. dito III. Em...| — 4½99½ ba. 

dito neue 99%, B. Rhein-Nahebahn | — 27%, bz. 
Schlesische....... 131,95 G. Ruhrort-Crefeld.| 344/314)90 ba. 

2 Kur- u. Neumärker| 4 |100Y, bz. Starg.-Posener .. a 3/110 ba. 

© Pommersche ..... 4 |100%, ba. Thüringer ...... 6% 125%, G. 

2 |Posensehe ....... 4 99% bz. Wimelms, Bahn“ — | 4 66% bz. 

3 FPreussische 4 100 b.. dito Prior ....| — 92 bz 

Westf. u. Rhein..| 4 100% ö. dito III. Em..| 4½— — — 

3 Pass as 4 = dito Prior St. | — 4½92½ ba. 

chlesische....... % B. i = 4 
Lonlsdor — [109% bz. 888 un 
Goldkronen . . ...... |9. 6% G. Preuss. u. ausl. Bank-Aetien. 

Ausländische Fonds. 1801 F. 

Oesterr. Metall ......] 5 1564, B . K.-Verein .| 511 4114 8 
dito ö4r Pr.-Anl....| 4 72 b. Beil ar of N 494 1. 1 
dito neue 100 fl.-L.| — 70 B. Berl. W.-Ored.-@.| — 6 
dito Nat.-Anleihe ..| 5 957 a, bz Braunschw. Bank| 4 | 4 |79%, bz 
dito Bankn. n. Whr.| 79 bz Bremer 51 4 188. 

Russ.-engl. Anleihe 8 94% etw. bz Coburg. Credit A 3 4777 6. 
dito ö. Anleihe ....| 5 816 bz. Darmst. Zettel-B.| 84 | 4 |100 ba. u. d 
dito poln. Sch.-Obl.| 4 84 G. Darmat Credb.A| © |& 90 % & 91%, bz 

Poln. Pfandbriefe....| 4 |- — - Dess. Creditb. A — | 4 |3 bz. * 
dito III. Em........ 4 |87%, bz Dise.-Cm.-Anthl. | 6 | 4 96 bz. 

Poln. Obl. 4 500 El. 4 |93 bz. Genf. Creditb. A.| — | 4 |43 bz.u.6. 
dito 4 300 Fl..| 5 311 6. Geraer Bank ...| 5%) 491 Kigkt. bz 
d:to à 200 Fl.. — |24 G. Hamb.Nord.Bank) 5 | 4 

Poln. Banknoten . . — 88 bz.u.B. „ Ver.-Bank]| 5. 4 101%, @. 

Kurhess. 40 Thlr.. 67% 8. Hannov. „ 44½ 4 295 etw. bz. 

Baden 35 Fl. 31%, Leipziger 5 314 | 6. 

Luxembrg. „ 10 4 101% etw. bz. 
Magd. Priv. Ar 4 90½ 6. 
25 min en. ‘ 92½ bz.u.B. 

4 4 nerva Bgwk.A.| — 33%, bz. 
Aach.-Düsseld...| 3141914186 bz Oester.Credith.A. 2½ 5 |84483%,484% ba. 
Aach.-Mastrieht. 3% 4 131%, br.u.G Pos. Prov.-Bank | 511 4 |9 B. 

Amst.- Rotterdam] 57% 4 90% bz. Preuss. B.-Anthl.| 45% 4½ 123 bz 

Berg.-Märkische 6 1 4111, U Schl. Bank- Ver. 9 4 91% bz. 

Berlin.Anhalter 60 s 111 bz Thüringer Bank | 2%) 4 9 „ 3 

Berlin-Hambnrg. | 6 2. Weimar. ir ; 

Berl.-Potsd.-Mga.| 11 | 4 |213 bz — 1714 165% stv. m 

Berlin-Stettiner .|74,,| 4127 bz, Wechsel - Course. 

Breslan-Freibrg. 6% 4 1331, à 134 bz. G. 10T.1143%, bz 

Cöln-Mindener .. 12, 3,1182, ©. 2 M.|142% b» 

Franz. St.-Eisenb.| 6,5) 5 1271, G. . 8 T.]151% bz 

Ludw.-Bexbach..| 8 | 4 |1381, bı . |2 M.]150% ba. 

Magd.-Halberst. . 22½ 4 |— — — 3 M. 6. 21 

Magd.-Wittenbrg.| 1½ 4 |44%, bz 2 M. 80 

Mainz.-Ludw. A. 7 | 4 128 bz 8 T. 19% be. 

Mecklenburger. | 2%| 4 |61 bz 2 1.078% bz. 

Münster-Hammer| 4 | 4 98 B. 2 M. 56. 24 G. 

Neisse-Brieger .. | 3½ 4 1831, 6. . 18 T. 99% G. 

Niederschles 44499 ½% bz. 2 NM. 99 ½ br. 

N.-Schl. Zweigb. | 1½ 4 75½ ba . 2 M. 86. 26 6. 

Nordb. (Fr.-W.) | 3 | 4 |651, a % bz. 3 W. 9s bz. 3M. 9% bz 
dito Prior . 4% —— 6 T. 7% SJ. 

Oberschles. A. .. 7e ½ 168 bz. Bremen. 8 T. II bz. 


Telegraphiſche Courſe und Börfen-Nachrichten: 
Paris, 5. Septbr., Nachm. 1½ Uhr. Zproz. Rente 69, 40, dit⸗ 
nt 25 2 ung fle 0 a 481. m 
aris, 5. Sept. Nm. 3 Uhr. Die 3proz. eröffnete ſtill zu 69, 
auf 69, 35 und ſchloß feſt zur Notiz. Italſenicche Rente 11 30. Sate 
Courſe: 3proz. Rente 69, 40 4 proz. Rente 98, 25. Spanier — 
proz. Spanier —. Silber⸗Anleihe —. Seſterr. Sta endahn⸗Attien 
482. Credit mobilier⸗Aktien 926. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 611. Defterr. 


grins 88 
ondon, 5. Sept., Nachm 3 Uhr. Conſols 93%, iprz. 
Mexikaner 30%. Sardinier 83. öproz. Ruſſen 4. Neue Kuen 83. 1 
Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% Sch., Wien 12 Fl. 95 Kr. Der Dampfer 
1 iſt . 

ach dem neueſten Bankausweis beträgt der 
der Metallvorrath 17,825,220 Pfd. St. : era 

London, 5. Sept. Mit dem Dampfer „Nova Scotian“ eingetroffene 
Berichte aus Newvork vom 27. v. M. melden, in Newyork war am 27. v. 
Dt. Gold⸗Agio 15%, der Wechſel⸗Cours auf London 127%, Baumwolle 47%, 
1 b Mi. uh 0 1 4 5 — Steigen. + 

ien, Sept. Mitt. 12 Uhr 0 M. Bei Abgang der Dep. ruhiger. öproz. 
Metall. 71, 40 „proz. Metall. 63, —, Banl⸗Altlen 708. Ogorpbahn 
195 40. 1854er Looje 90, 40. National:Anleibe 83, 20. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 243, — Creditaktien 216, 20. London 127, 60. Hamburg 
5, 20. Paris 50, 60. Gold , —. Silder —. Böhmiſche Weſtbahn 
en 70 Weiche Eiſenbahn 283, —. Neue Looſe 131, 70. 1860er 

Frankfurt a. M., 5. Septbr. Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Boörſe leb⸗ 
haft; österr. Crediialtien insbeſondere begehrt er Schl 25-Gesgte: 
Ludwigsh.⸗Berbach 138%. Wiener Wechſel 92. Darmſt. Bankaktien 228%¼ 
Darmſt. Zettelbank 249. Iprzo. Metall. 53%. 44 proz. Met. 48. 1854er 
Looſe 70. Oeſterr. National⸗Anleihe 63%. Oeſt.⸗Franz. Staats⸗Eiſend.⸗ 
. = ee a y 734. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 197%, 
Neueſte öfterr. Anleihe 72%. Oeſterr. Eliſadet⸗Bahn 122, 2 
Bahn berg, . Set, . Lie A. 120. ? RT 

am » 5. Sept., Jm. 2 Uhr 30 M. Boörſe geſchäftslos ſchlo 
Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleibe 64%. Denn Fla en 8 Vr. 
einsbank 101 Norddeutſche Bank 98%. Rheiniſche 95. Norbbahn 
64%. Disconto 3%. Wien 97, 12. e ee 

Hamburg, 5. Sept e eizen loco feſt, ab aus⸗ 
wärte unverändert und flau. Roggen loco felt, ab Königsberg Danzig pr. 
Herbſt 80—82, pr. Mai 75 bezablt. Oel pr. Oktbr. 29%, pr. Mai 28%. 
n Markt, 3200 Sack Coſtarica, 6800 Sack Rio und diverie 
u . 

Liverpool, 5. Septbr. [Baumwolle.] 2,000 Ballen Umſaßz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. Wochenumſaß 63,24 ı 
Brand ge 8 . u r laß 63,240 Ballen. Upland 28%, 
„London, 5. September. Getreidemarkt (Schlußb . . 
liche Getreidearten unverändert. — Wetter Wee ee ae 

Amſterdam, 5. September. Getreidemarkt (Schlußbericht'. Wei⸗ 
zen unverändert. Roggen loco preußiſcher 1 Fl. niedriger, Termin⸗ 
roggen flau. Raps September 79%. Rübdl Herbit 46. 


— — 

Breslau, 6. Septbr. Wetter: bewölkter Himmel. Tbermom 
Früh 14° Wärme. Der Waſſerſtand der Oder fällt Sen, Die Zub 
ren von Getreide waren am heutigen Markte ſehr beſchränkt, wodurch ſich 
im Allgemeinen eine feite Stimmung Geltung verſchaffte. 

Weizen zu hohen Preiſen ſchwacher Umſatz; pr. 85pfd. weißer 78 — 
86 Sgr., gelber 78 85 Sgr. — Roggen unverändert feſt; pr. Sapfd. 52 


—54—56—58 Sgr., feinſter bis 59 Sgr. — Gerſte gefragter; pr. 7Opfb 
39 — 40% r., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — : Oypld. 
gad. eic J Hafer flau; pr. 


er 22424 Sgr. (galiziſcher 21—23 Sgr.). — 
Biden ohne Geſchaͤft. — Nabe kuchen 51—54 5 — Felten 
gut behauptet, feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Schlaglein ruhig. 


Sgr. pr. chf. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 75—82—87 Wicken 36—38—41 
Gelber Weizen 75—82—85 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
C 52—55—59 Schlag⸗Leinſaat . . . 165 —178—190 
Gerſte 8 37-3942 Winter⸗Aaps 200—220—240 
S ; 22—24—27 inter⸗Rübſen 198—218— 228 
R 45.50 54 Sommer⸗Rübſen. 190—205—216 


Rohes Rübbl pr. Ctr. loco 14% Tylr., Herbſt 14 Thlr. — Spiritus | 

pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 17 hie. Gelb, en Sur 5 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein i 

Druck von Graf, Barth und Ka, W dricrich in Brralun, } 
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